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Vorwort

Die Landesverbände von Bündnis90/Die Grünen von Berlin und Brandenburg begrüßen das Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon und die darin enthaltenen Elemente der direkten Demokratie. Damit besteht zum ersten Mal die Möglichkeit für die Bürgerinnen und Bürger Europas, direkt Einfluss auf die Diskussion auf europäischer Ebene zu nehmen und sich an der Weiterentwicklung Europas zu beteiligen. Wir begrüßen auch die öffentliche Konsultation der Europäischen Kommission über das Grünbuch zur Europäischen Bürgerinitiative, denn sie eröffnet die Möglichkeit, das Verfahren an den Bedürfnissen der möglichen Nutzer auszurichten.

Grundsätzlich sind wir der Auffassung, dass das Verfahren so einfach und unkompliziert wie möglich gehalten werden sollte, um auch einzelnen oder Gruppen von BürgerInnen eine Initiative zu ermöglichen. Ziel muss sein, dass der organisatorische Aufwand auch von wenigen engagierten Bürgerinnen und Bürgern bewältigt werden kann und dass sich möglichst viele Bürgerinnen und Bürger ohne große technische Hürden an einer Initiative beteiligen können. Das Instrument der Europäischen Bürgerinitiative darf nicht wegen des Aufwands und der Kosten zu einer Verbändeinitiative und damit zu einem Lobbyinstrument werden.

Zusätzlich zu den hier aufgeworfenen Fragen muss die Kommission in ihrem Verordnungsentwurf klar stellen, wie sie mit erfolgreichen Initiativen umgehen will.  Folgende Mindestanforderungen halten wir für unterlässlich:

1. Eine Initiative, die alle hier diskutierten Hürden erfolgreich genommen hat, muss in jedem Fall veröffentlicht werden.

2. Das Europäische Parlament muss bereits vor der abschließenden Entscheidung der Kommission umfassend über Gegenstand und Ziel der Initiative informiert werden, so dass es Gelegenheit bekommt, die Inhalte selbst aufzugreifen.

3. Die Kommission muss ihre Entscheidung in jedem Fall veröffentlichen und begründen.

4. Im Falle der Ablehnung einer erfolgreichen Initiative aus Rechts- oder Kompetenzgründen muss den Initiatoren der Rechtsweg zum Europäischen Gerichtshof offen stehen.

Zu der zwischen der Kommission und dem EP umstrittenen Frage, ob eine Europäische Bürgerinitiative vorab geprüft werden sollte, vertreten wir die Auffassung, dass eine ex-ante Zulässigkeitsprüfung von der Voraussetzung abhängig gemacht werden könnte, dass die Initiatoren bereits eine erhebliche Anzahl von Unterschriften vorweisen können. 

In jedem Fall muss den Initiatoren auch bei der ex-ante Ablehnung einer Initiative aus Rechtsgründen (etwa wegen Fehlens einer entsprechenden EU-Kompetenz oder Verstoßes gegen die EU-Grundrechtecharta) der Rechtsweg zum Europäischen Gerichtshof offen stehen.

In jedem Fall sollte die Kommission den Initiatoren einer Europäischen Bürgerinitiative eine rechtliche Beratung anbieten, um festzustellen, ob Gegenstand und Ziel der Initiative mit der Rechtsordnung der EU, insbesondere der Grundrechtecharta und der EMRK, in Einklang steht, und im Rahmen der Kompetenzen der EU verwirklicht werden kann.

Diese Beratung darf die abschließende Entscheidung über die Initiative nicht vorwegnehmen, sondern soll den Initiatoren die Möglichkeit geben, Gegenstand und Ziel ihres Anliegens ggf. zu präzisieren. Die Entscheidung, ob und wie die Initiative angepasst, zurückgezogen oder unverändert weiter verfolgt werden soll, muss den Initiatoren überlassen bleiben. Das EP sollte über das Ergebnis der Beratungen informiert werden, um eine politische Kontrolle der Beratungsergebnisse zu ermöglichen. 

Die von der Kommission in ihrem Grünbuch aufgeworfenen Fragen beantworten wir wie folgt  (unsere Antworten sind kursiv gesetzt):

1.

Fragen: 

Würde Ihrer Meinung nach ein Drittel der Gesamtheit der Mitgliedstaaten einer "erheblichen 

Anzahl von Mitgliedstaaten” im Sinne des Vertrags entsprechen? 

Wenn nicht, welchen Schwellenwert betrachten Sie als angemessen und aus welchem Grund?  

Wir halten ein Quorum von einem Viertel der Mitgliedstaaten für ausreichend. Bei derzeit 27 Staaten entspricht dies aufgerundet sieben oder abgerundet sechs Staaten Bei  künftig wahrscheinlich 29 Mitgliedern (mit Island und Kroatien) bis 2013 würde das Quorum mindestens sieben Staaten, aufgerundet sogar acht Staaten bedeuten. Berücksichtigt man die technischen, administrativen und finanziellen Schwierigkeiten, die eine von Bürgern getragene Initiative nehmen muss, um grenzüberschreitend Unterstützung für ihr Anliegen zu sammeln, dürfen die Hürden nicht zu hoch gesteckt sein, zumal die endgültige Entscheidung beim Gesetzgeber der Union liegt.

2.

Fragen: 

Betrachten Sie 0,2% der Gesamtbevölkerung eines jeden Mitgliedstaates als geeigneten 

Schwellenwert?

Wenn nicht, wie könnte Ihrer Ansicht nach erreicht werden, dass eine Bürgerinitiative wirklich 

repräsentativ für ein Unionsinteresse ist? 

Ein nationales Quorum ist akzeptabel, auch wenn es sich nicht aus dem Wortlaut des Vertrages ergibt. Aus den unter 1. genannten Gründen darf auch hier die Schwelle nicht zu hoch liegen; ein Wert von 0,2 % erscheint angemessen.

3.

Fragen: 

Sollte das erforderliche Mindestalter für die Beteiligung an einer europäischen 

Bürgerinitiative an das jeweilige Wahlalter des Mitgliedstaates für die Wahlen zum 

Europäischen Parlament gekoppelt sein? 

Wenn nicht, welche andere Optionen halten Sie für geeignet und weshalb? 

Das Mindestalter sollte an das jeweilige Mindestalter zur die Wahlen zum Europäischen Parlament gekoppelt sein.

4.

Fragen: 

Wäre es ausreichend und angebracht, wenn in einer Bürgerinitiative lediglich der Gegenstand 

und die Ziele des Vorschlags, zu dem die Kommission tätig werden soll, klar anzugeben sind? 

Ja, Gegenstand und Ziel der Initiative sollten klar und unmissverständlich angegeben werden müssen. Die Einreichung ausgearbeiteter Rechtsetzungsvorschläge sollte ebenfalls möglich, aber nicht zwingend erforderlich sein.

Welche weiteren Anforderungen sollten gegebenenfalls in Bezug auf Form und Abfassung 

einer Bürgerinitiative festgelegt werden? 

Die Initiative muss in einer oder mehreren der EU-Amtssprachen verfasst sein. Ansonsten sollten keine Vorgaben in Bezug auf die Form einer Initiative gemacht werden. 
5.

Fragen: 

Sollte es Ihrer Meinung nach EU-weit gemeinsame Verfahrensregeln für die Sammlung, 

Überprüfung und Authentifizierung von Unterschriften durch die Behörden der 

Mitgliedstaaten geben? 

Welcher Spielraum sollte den Mitgliedstaaten gelassen werden, um spezifische Vorkehrungen 

auf nationaler Ebene zu treffen? 

Sind spezifische Verfahren notwendig, um sicherzustellen, dass EU-Bürger ungeachtet ihres 

Aufenthaltslandes eine Bürgerinitiative unterstützen? 

Sollten Bürger die Möglichkeit haben, sich online an Bürgerinitiativen zu beteiligen? Wenn 

ja, welche Sicherheits- und Authentifizierungsmerkmale sind vorzusehen?

Die Standards für die Überprüfung und Authentifizierung von Unterschriften sollten weitgehend durch die EU vorgegeben werden, um eine unterschiedliche Behandlung in den verschiedenen Mitgliedstaaten zu vermeiden. Abweichungen in den Mitgliedstaaten sollten auf das Unvermeidliche beschränkt bleiben.  Ziel muss sein, dass der organisatorische Aufwand auch von wenigen engagierten Bürgerinnen und Bürgern bewältigt werden kann und dass sich möglichst viele Bürgerinnen und Bürger ohne große technische Hürden an einer Initiative beteiligen können.

Die Sammlung von Unterschriften sollte sowohl „manuell“, z. B. durch öffentliche Unterschriftensammlungen auf Straßen und Plätzen oder „von Tür zu Tür“, als auch online möglich sein. Eine Beschränkung auf Unterschriften, die in Amtsstuben abgegeben werden oder zusätzliche Hürden wie eine notarielle Beglaubigung dürfen nicht vorgesehen werden.

Die Überprüfung der Unterschriften sollte  durch die Behörden der Mitgliedstaaten erfolgen. Maßgeblich muss die   Berechtigung zur Teilnahme an den Wahlen zum Europäischen Parlament erfolgen. Dadurch wird zugleich sichergestellt, dass alle Unionsbürgerinnen und -Bürger sich ungeachtet ihres Wohnortes innerhalb der EU an einer Bürgerinitiative beteiligen können. Bei großen Zahlen von Unterschriften sollen stichprobenartige Überprüfungen ausreichen, um den Verwaltungsaufwand für die nationalen Behörden zu begrenzen.

Für online abgegebene Unterschriften dürfen keine höheren rechtlichen oder technischen Anforderungen gestellt werden als für „manuell“ abgegebene Unterschriften. Eine Registrierung der Unterzeichner mit Name, Adresse und Geburtstag sowie eine Überprüfung der Identität z.B. per e-mail, wie sie von den meisten Anbietern im Internethandel praktiziert wird oder auch bei e-Petitionen im Deutschen Bundestag, genügt, um einen späteren Abgleich mit der EP-Wahlberechtigung der jeweiligen Mitgliedstaaten zu ermöglichen. 

Um die online-Sammlung von Unterschriften muss auch für kleinere Organisationen finanziell realisierbar zu machen, sollte die Kommission auf der Website, auf der die Anmeldung einer Bürgerinitiative erfolgen soll (vgl. Antwort auf Frage 7) ein optionales Instrument zur Abgabe von Unterschriften bereitstellen, das die oben stehenden Anforderungen erfüllt. Die auf diese Weise gesammelten Unterschriften sollten ebenfalls an die Behörden der Mitgliedstaaten zur Überprüfung weiter geleitet werden.

Alternativ sollte jeder Initiator die Möglichkeit haben, eine eigene Webseite aufzubauen und Unterschriften online selbst zu sammeln. Dabei müssen aber Datenschutz und Datensicherheit gewährleistet sein. Die Überprüfung sollte auch bei einer eigenen Sammlung von nationalen Behörden erfolgen.

6.

Fragen: 

Sollte ein Zeitrahmen für die Sammlung von Unterschriften vorgegeben werden? 

Ja.

Wenn ja, halten Sie den Zeitraum von einem Jahr für angemessen? 

Ja. Innerhalb dieses Zeitraums sollte es allerdings den Initiatoren überlassen bleiben, zu welcher Zeit sie ihre Initiative bei der Kommission einreichen wollen.

7.

Fragen: 

Sind Sie der Auffassung, dass ein verbindliches Verfahren zur Anmeldung geplanter 

Initiativen erforderlich ist? 

Ja.

Wenn dem so ist, könnte dies im Wege einer spezifischen Website der Europäischen 

Kommission geschehen? 

Ja. Die Kommission muss aber auch Anmeldungen berücksichtigen, die auf anderem Weg, z.B. per Post, bei ihr eingehen.

8.

Fragen: 

Welche spezifischen Anforderungen sollten für Organisatoren einer Initiative gelten, um 

Transparenz und demokratische Rechenschaftspflicht sicherzustellen? 

Teilen Sie die Auffassung, dass Organisatoren verpflichtet sein sollten, Auskunft darüber zu 

erteilen, wer eine Initiative unterstützt und finanziert?

Organisatoren einer Bürgerinitiative sollten verpflichtet sein, über ihre Identität und Finanzquellen Auskunft zu erteilen. Spenden ab einer bestimmten Höhe sollten offen gelegt werden. Diese Auskünfte sollten öffentlich zugänglich sein. Es sollte ein verantwortlicher Ansprechpartner für Rückfragen genannt werden.

Eine Überprüfung dieser Angaben kann der interessierten Öffentlichkeit bzw. den Medien überlassen bleiben. 

Bei nachweislich und vorsätzlich falschen Angaben sollte eine angemessene Sanktion vorgesehen werden.

Eine direkte Förderung oder Finanzierung von Bürgerinitiativen durch die Europäische Kommission darf nicht stattfinden, damit eine echte Unabhängigkeit der Initiative gewährleistet ist. Bei einer Förderung stellt sich das Problem der Entscheidung, ob und wer eine Förderung bekommen kann. Damit können auch politische Vorentscheidungen getroffen oder missliebige Themen verhindert werden.

9.

Frage: 

Sollte der Kommission eine Frist für die Prüfung einer Bürgerinitiative gesetzt werden? 

Ja, die Kommission sollte eine Bürgerinitiative innerhalb von sechs Monaten nach Einreichung prüfen. 

Zusätzlich sollte ein Verfahren vor dem Europäischen Gerichtshof eingeführt werden, um die mögliche Ablehnung einer Initiative durch die Kommission aus Rechts- oder Kompetenzgründen zu überprüfen.

10.

Fragen: 

Sollten Vorkehrungen getroffen werden, um die wiederholte Einbringung von 

Bürgerinitiativen zu ein und demselben Thema zu vermeiden? 

Wenn ja, sollten dazu gewisse Hürden oder Fristen eingeführt werden? 

Nein. Die organisatorischen Anforderungen an eine Europäische Bürgerinitiative sind ausreichend hoch, um mutwillige Doppelungen und Wiederholungen auszuschließen. Auch die inhaltsgleiche Wiederholung einer Initiative kann sinnvoll und aussichtsreich sein, wenn sich der politische Kontext ändert. 

